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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 1. Halbjahr des Rechnungsjahres 1960 im Betrage von 
10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit 

Haushalts- 
betrag 1960 
(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 
gesetz) 

An über- und 
! *) außerplan- 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


Restliche Verwaltungskosten an das Deutsche Rote Kreuz 
aus Anlaß der Auflösung des DRK-Hospitals Korea 

Die Abwicklungsarbeiten nach Auflösung des DRK-Hospitals 
I in Korea durch das Deutsche Rote Kreuz haben einen nicht 
| voraussehbaren Umfang und Aufwand an Zeit erfordert, 
j Dadurch ist die Erstattung zusätzlich entstandener Verwal- 
tungskosten notwendig geworden. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 669 a. 


05 02 
apl. 320 


*) 14 533,07 


06 02 
apl. 985 


06 19 
402~ 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


i 


675 000,— 


*) 15 000— ! Zuschuß für die Errichtung einer Gedächtniskapelle im ehe- 

I maligen Konzentrationslager Dachau 


Aus Anlaß des Eucharistischen Weltkongresses 1960 in Mün- 
chen war zu erwarten, daß Zehntausende von Teilnehmern 
aus aller Welt auch dem ehemaligen Konzentrationslager 
Dachau einen Besuch abstatten werden. Bis zum Beginn des 
Weltkongresses auf dem Gelände des ehemaligen Konzen- 
trationslagers sollte deshalb als Erinnerungsstätte eine reprä- 
sentative Gedächtniskapelle errichtet werden, da es an einer 
entsprechenden Anlage fehlte. Eine Beteiligung des Bundes 
an den Baukosten der Gedächtnishalle ist unumgänglich. 


900 000 — 


Gebühren für Leitungsmieten an die Deutsche Bundespost 


j Infolge einer zentralen Abrechnung im Hollerithverfahren 
für Gebühren des LS-Warndienstes hat die Deutsche Bundes- 
post erst jetzt die .Abrechnungen für die Zeit vom Januar 
1959 bis August 1960 im Gesamtbeträge von rd. 1 200000 DM 
vorlegen können. Für den Rest des Rechnungsjahres 1960 
wird unter Berücksichtigung der bisher angefallenen Gebüh- 
ren und des weiteren Aufbaues des LS-Warndienstes mit 
weiteren Leitungsmieten in Höhe von 600 000 DM gerechnet. 

Die Mehrausgabe ist 

unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1960 
nicht damit gerechnet wurde, daß die Gebühren bis zum 
31. März 1960 erst im Rechnungsjahr 1960 zu zahlen sind 
und der weitere Aufbau des LS-Warndienstes bereits Gebüh- 
ren in dieser Höhe erfordern würde, 
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Haushalts- 

An über- und 



betrag 1960 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit. 

j {§ 2 Abs. 2 

Haushalts- 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

gesetz) 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

| unabweisbar, da die Zahlung auf Grund vertraglicher Ver- 
pflichtungen geleistet werden muß. 

| Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 400 = 750 000 DM, bei Kap. 

| 36 04 Tit. 603 = 150 000 DM. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
| haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


0 7 01 
apl. 255 


07 05 
203" 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

*) 84 047,68 | Nachzahlung von Kapitalertragsteuer aus der Beteiligung 

des Bundes an der Bundesanzeiger-Verlags-GmbH für die 
Rechnungsjahre 1958 und 1959 

Vom Gewinn des Bundes aus der Beteiligung an der Bun- 
desanzeiger-Verlags-GmbH in Bonn sind bis zum Rechnungs- 
! jahr 1959 15 v. H. Kapitalertragsteuer an das Finanzamt 
Bonn abgeführt worden. Durch die Änderung des Körper- 
schaftsteuergesetzes mit Gesetz vom 18. Juli 1958 (BGBL I 
S. 473) wurde der Steuersatz auf 25 v. H. erhöht. Dadurch 
ergab sich eine unabweisbare und unvorhergesehene gesetz- 
liche Verpflichtung zur Nachzahlung von Kapitalertrag- 
steuer für die Rechnungsjahre 1958 und 1959 in Höhe von 
84 047,68 DM. 


108 750,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

! Die Mehrausgabe für Porto wurde durch den Wegfall der 
! „Gebührenpflichtigen Dienstsachen" gemäß Rundschreiben 
des Bundesministers der Finanzen vom 17. Mai 1960 — 
II A/6 - A 1140 - 12/60 — (MinBIFin S. 410) verursacht. 

! Sie war unabweisbar und unaufschiebbar, weil der Ge- 
! schäftsverkehr ohne Verzögerung weitergeführt werden 
| mußte und weil Bescheide und Beschlüsse im patentamt- 
lichen Verfahren unverzüglich zuzustellen waren. Bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1960 konnte der Mehrbedarf 
j nicht vorausgesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 300. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


09 01 
apl. 950 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


*) 1 91 1 858,86 


Erfüllung des gerichtlichen Vergleichs im Prozeß der HACO- 
GmbH Hamburger Handels-Companie i. I. gegen die Bun- 
desrepublik 


In dem Rechtsstreit der HACO-GmbH Hamburger Handels- 
! Companie i. L. gegen die Bundesrepublik machte der I. Zivil- 
senat des Oberlandesgerichts Hamburg den Parteien am 
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betrag 1960 
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Kap. 

Tit. 

(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

gesetz) 

zugewiesen 



DM 

DM 



09 01 
apl. 953 


noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


26. Februar 1960 den Vorschlag, alle Ansprüche der Kläge- 
rin durch eine Zahlung der Beklagten von 1 850 000 DM 
bei Aufhebung der gegenseitigen Kosten auszugleichen. Die 
HACO-GmbH hatte 1953 im Bundeswirtschaftsministerium 
die mündliche Zusage zur Genehmigung eines Ein- und 
Ausfuhrgeschäfts mit Finnland erhalten. Nachträglich wur- 
' den für das Einfuhrgeschäft Auflagen gemacht, die die Ver- 
! zollung der Einfuhrware betrafen. Die Gesellschaft lehnte 
| die Erfüllung der Auflagen ab und erwirkte beim Bundes- 
' Verwaltungsgericht 1956 ein Urteil, das die Auflagen für 
| unwirksam erklärte. Gestützt auf dieses Urteil klagte sie 
| eine Schadensersatzforderung von rd. 3 700 000 DM zuzüglich 
j 4 v. H. Zinsen seit dem 1. Oktober 1953 ein. Der Prozeß 
| schwebte beim Oberlandesgericht Hamburg in der Berufungs- 
instanz, nachdem das Landgericht den Klageanspruch dem 
Grunde nach als berechtigt anerkannt hatte. 

Der Ausgang des Prozesses, bei dem es um schwierige und 
verwickelte Rechts- und Tatfragen ging, war zweifelhaft. 
Ein Verlust hätte die Bundesrepublik erheblich mehr als das 
Doppelte der Vergleichssumme gekostet. Der Bundesminister 
für Wirtschaft hat daher den gerichtlichen Vergleichsvor- 
schlag angenommen, und auch die Klägerin hat zugestimmt. 

Zur Erfüllung des Vergleichs ist die Aus- 
gleichssumme von 1 850 000, — DM 

und auch die Kostenrechnung des Prozeß- 
bevollmächtigten des Bundes in der 2. In- 
stanz mit 28 886,54 DM 

gezahlt worden. 

Hinzu kamen noch die Kosten des Bevoll- 
mächtigten in 1. Instanz, die mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen 
j bereits aus den Vorschüssen gezahlt wor- 
den sind, in Höhe von 32 972,32 DM 

| zusammen 1 911 858,86 DM. 

Die Ausgaben sind unabweisbar. 

Bei Aufstellung des Haushalts 1960 waren die schnelle Be- 
endigung des Prozesses durch Vergleich und damit die 
entstehenden Ausgaben noch nicht vorherzusehen. 


*) 74 469,39 j Zahlungen zur Angleichung der Renten von ausgeschiedenen 

I Arbeitnehmern und ihren Hinterbliebenen, die vor der 
Übernahme des Bundesaufsichtsamtes für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen, des Instituts Berlin der Physika- 
lisch-Technischen Bundesanstalt und der Bundesanstalt für 
Materialprüfung durch den Bund im Dienste des Landes Ber- 
lin standen 


Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen, das Institut Berlin der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt und die Bundesanstalt für Materialprüfung 
waren nach 1945 vorübergehend, bevor sie vom Bund über- 
nommen wurden, Dienststellen des Landes Berlin. Den An- 
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An über- und 



betrag 1960 

*) außerplan- 


Kap. 

(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 

gesetz) 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

gestellten und Arbeitern der Dienststellen wurde, als sie 
mit der Übernahme der Dienststelle in den Bundesdienst tra- 
ten, vom Bunde zugesichert, daß sie versorgungsmäßig so 
gestellt werden, als wenn sie seit ihrem Eintritt bei der 
Dienststelle, frühestens seit dem 9. Mai 1945, bei der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) zusätzlich 
versichert gewesen wären. Die dieser Zusage entsprechende 
i Nachversicherung der Arbeitnehmer bei der VBL würde den 
| Bund mit erheblichen Beiträgen belasten. Statt dessen ist es 
i für ihn billiger, die versprochenen Zusatzrenten auf seine 
: Rechnung bei Eintritt des Versicherungsfalls durch die VBL 
: zahlen zu lassen und dieser die geleisteten Zahlungen je- 
| weils zu erstatten. Demgemäß hat der Bund für die Zeit bis 
1 zum 31. Dezember 1959 einmalig 74 469,39 DM nachzuzahlen. 

! Für 1960 werden die erforderlichen Mittel außerplanmäßig 
| bei Tit. apl. 113 der Kap. 09 03, 09 04 und 09 07 nachge- 
; wiesen. Die Verhandlungen über diese Regelung mit dem 
| BMJ, dem BMF und der VBL konnten erst im März 1960 
■ i zum Abschluß gebracht werden. Die Mittel konnten daher 

i nicht planmäßig im Bundeshaushaltsplan 1960 veranschlagt 
j werden. 

| | 

: Einsparung innerhalb des Einzelplans 09. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 | 
apl. 531 ! 


10 02 
621 


*) 600 000,— 


Darlehen zum Ausbau einer Raffinationsanlage für Marga- 
rinerohstoffe und zur Errichtung einer Tankanlage für Pflan- 
zenöle in Berlin 


Für die Errichtung einer Raffinations- und Tankanlage für 
Margarinerohstoffe wurde auf Grund von Kostenanschlägen 
aus dem Jahre 1957 im Rechnungsjahr 1958 ein Darlehen 
von 2 100 000 DM aus Bundeshaushaltsmitteln (Kap. 10 02 
Tit. 531) bewilligt und im Rechnungsjahr 1959 ausgezahlt. 
Durch Lohn- und Preissteigerungen, insbesondere aber durch 
wasser- und baupolizeiliche Auflagen, die bei der Planung 
nicht vorhergesehen werden konnten, sind unabweisbar 
Mehrkosten von etwa 600 000 DM entstanden; bis zu diesem 
Betrag muß das Darlehen außerplanmäßig erhöht werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


33 000 000,— 


Betriebsmittelzuweisungen an die Einfuhr- und Vorratsstel- 
len zur Beschaffung von Vorräten 

Der Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel 
stand für die Warenfinanzierung (vgl. Kap. 10 02 Tit. 621) 
bisher u. a. auch ein Betrag von 33 000 000 DM aus ERP- 
und GARIOA-Mitteln zur Verfügung; dieser Betrag war auf 
Grund des Kabinettsbeschlusses vom 27. Oktober 1950 vom 
damaligen Bundesministerium für den Marshallplan für die 
Dauer von 15 Jahren gestundet. Die vom Bundesrechnungs- 
hof über die Finalabrechnungen der GARIOA-, ERP- und 
JEIA-Einfuhren abgegebene gutachtliche Stellungnahme vom 
Februar 1958 (vgl. auch Drucksache 554 S. 57, 58) ergab unter 
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DM 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


i 


i 


i 


i 


10 02 
675 


2 222 550 — | 


10 02 
apl. 954 



| Einbeziehung der 33 000 000 DM in die Gesamtabrechnung 
einen Rückforderungsanspruch des Bundes in Höhe von rd. 
37 000 000 DM. Nachdem das Abrechnungsergebnis inzwi- 
schen von allen Beteiligten anerkannt und die Rückforde- 
rung des Bundes beglichen worden ist (vgl. Rechnungsjahr 
1959 Kap. 60 02 Tit. apl. 965), waren die der Einfuhr- und 
Vorratsstelle nach wie vor zur Verfügung stehenden 
33 000 000 DM nunmehr haushaltsmäßig zu erfassen. Der Be- 
trag ist daher bei Kap. 10 02 Tit. apl. 96 vereinnahmt und 
hier verausgabt worden. Da die Einfuhr- und Vorratsstelle 
im Rahmen der für die Warenfinanzierung erforderlichen 
Eigenmittel auf den Betrag auch in Zukunft nicht verzichten 
konnte, war es unabweisbar erforderlich, ihr diesen zu be- 
lassen. 

Diese haushaltsmäßigen Auswirkungen konnten im Zeit- 
punkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1960 noch 
nicht vorhergesehen werden, da die Erörterungen der be- 
teiligten Ressorts über die Gesamtabrechnung der GARIOA-, 
ERP- und JEIA-Einfuhren seinerzeit noch nicht abgeschlos- 
sen waren. 

| 

70 000, — Beiträge an internationale Organisationen 

| Zur Bekämpfung des Hungers in der Welt hatte die Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
! Nationen (FAO) zu einer Sonderaktion aufgerufen, deren 
Kosten aus einem Spezialfonds (Jahresbedarf 750 000 US-S) 
aufgebracht werden sollten. Da sich die Bundesrepublik 
Deutschland von dieser Hilfsaktion angesichts ihrer weltwei- 
ten Bedeutung nicht ausschließen konnte, war die Bereit- 
stellung eines Sonderbeitrages von 150 000 DM, wovon 
80 000 DM aus dem gemäß § 2 Abs. 3 Haushaltsgesetz 1960 
freigegebenen Kürzungsbetrag (25 v. H.) gedeckt wurden, zu 
den Verwaltungskosten der FAO unabweisbar erforderlich, 
j Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Entwurfs des Bun- 
deshaushaltsplans 1960 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

i 

100 000, Stützung der inländischen Hanfpreise für die Ernte 1960 

Bei der Aufstellung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 
| 1960 wurde davon ausgegangen, daß im Rechnungsjahr 1960 
: Mittel für die Stützung der inländischen Hanfpreise nicht 
mehr benötigt würden. Es hat sich jedoch die Notwendig- 
t keit ergeben, die Stützungsmaßnahmen im Rechnungsjahr 
| 1960 fortzusetzen. Der Deutsche Bundestag hat daher in der 
| 3. Beratung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1960 
! eine Entschließung gefaßt (Umdruck 573), nach der die Bun- 
I desregierung ersucht wird, im Rahmen des Einzelplans 10 
zur Stützung der inländischen Hanfpreise einen Betrag bis 
I zu 100 000 DM bereitzustellen. Die Ausgabe war zur Erhal- 
| tung des deutschen Hanfanbaues unabweisbar. Sie konnte 
im Zeitpunkt der Aufstellung des Entwurfs des Bundeshaus- 
j haltsplans 1960 nicht vorhergesehen werden, 
j Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 23 
apl. 405 


597 400 — 


Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Rebenzüchtung 
mbH in Baden-Baden 


Die Übernahme des Forschungsinstituts für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof in Siebeldingen (Pfalz) als Bundesforschungs- 
anstalt für Rebenzüchtung war auch im Rechnungsjahr 1960 
nicht möglich. Daher konnte der für die Anstalt bei Kap. 10 23 
ausgebrachte Haushalt mit einem Gesamtzuschuß von 
812 900 DM nicht in Anspruch genommen werden. Um das 
wegen seiner überregionalen Bedeutung für den gesamten 
deutschen Weinbau wichtige Institut bis zu seiner endgül- 
tigen Übernahme auf den Bund arbeitsfähig zu halten, war 
es notwendig, dem Institut den vollen bei Kap. 10 23 aus- 
gewiesenen Betrag unter Berücksichtigung der Kürzungs- 
beträge (25 v. H.) und der Sperre (10 v. H.) gemäß Haus- 
haltsgesetz 1960 in Form eines Zuschusses zur Verfügung 
zu stellen. 


Einsparung bei Kap. 10 23. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 16 ^ 
apl. 103 


*) 


1 1 000 ,— 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für beamtete 
Hilfskräfte 


An Dienstbezügen sind für eine zu Lasten einer freien Plan- 
stelle einberufene beamtete Hilfskraft beim Luftfahrt- 
Bundesamt zwangsläufig Ausgaben entstanden, die bei der 
Veranschlagung nicht vorauszusehen waren. Die Inanspruch- 
nahme außerplanmäßiger Mittel *war unabweisbar, da auf 
die Zahlung der Dienstbezüge ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 12 16 Tit. 101. 


12 17 
570a 


3 272 625,— 


25 740,43 


Flughafengesellschaften, an denen der Bund beteiligt ist — 
Darlehen 

Bei Kap. 12 17 Tit. 57 sind unter 2. b) erstmals Zinsen für 
gewährte Aktionärsdarlehen an die Flughafen Frankfurt 
(Main) AG in Höhe von 425 000 DM veranschlagt. Die Zin- 
sen sollen nach den Erläuterungen zu Kap. 12 17 Tit. 57 der 
Flughafengesellschaft als Darlehen wieder zur Verfügung 
gestellt werden. Bei Kap. 12 17 Tit. 570 a sind daher für die 
Flughafen Frankfurt (Main) AG in den Erläuterungen als 
zusätzliches Aktionsdarlehen aus der Überlassung der Zin- 
sen für die Aktionärsdarlehen des Bundes 425 000 DM ver- 
anschlagt. Die Zinsrechnung für die Aktionärsdarlehen der 
Bundesrepublik hat ergeben 

a) für im Rechnungsjahr 1958 gewährte 

Darlehen 160 419,89 DM 

und 

b) für im Rechnungsjahr 1959 gewährte 

Darlehen 290 320,54 DM 

zusammen 450 740,43 DM. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 17 
572 


Der Betrag von 450 740,43 DM ist der Flughafen Frankfurt 
(Main) AG entsprechend den Erläuterungen als zusätzliches 
Darlehen zu gewähren, 

Der den Veranschlagungsbetrag von 425 000 DM überschrei- 
tende Betrag von 25 740,43 DM ist als überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe nachzuweisen. Der überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe steht eine entsprechende Mehreinnahme bei 
Kap. 12 17 Tit. 57 Nr. 2 Buchstabe b für diesen Zweck gegen- 
über. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H. gemäß § 2 Abs. 2 Haushalts- 
gesetz 1960) ist ohne Deckungsausgleich in Anspruch genom- 
men worden, weil entsprechende Mehreinnahmen gegen- 
überstehen. 


6 651 397,10 


Deutsche Lufthansa AG, Köln, Abgeltung von Eingangsab- 
gaben 


Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der 
Ermittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für diese 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sol- 
len daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Nach den in der Zeit von März bis September 1960 von den 
Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche Luft- 
hansa AG zu entrichten: 


Zoll 1 774 677,40 DM 

Umsatzausgleichsteuer 4 876 719,70 DM 

zusammen 6 651 397,10 DM. 

Die Beträge sind der Deutschen Lufthansa AG bis zum 

30. September 1960 gestundet worden. Der Betrag von 
6 651 397,10 DM soll ihr als Zuschuß zur Abgeltung von 
Eingangsabgaben zur Verfügung gestellt werden. 

Die Ausgaben sind durch gleichhohe zusätzliche Einnahmen 
bei Kap. 60 01 Tit. St 2 (4 876 719,70 DM) und Tit. St 10 
(1 774 677,40 DM) gedeckt. 


25 01 
310 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


75 000,— 


600 000,— 


Veröffentlichungen des Ministeriums 


Das wohnungspolitisch bedeutsame Gesetz über den Ab- 
bau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein soziales 
Miet- und Wohnrecht hat praktisch für jeden Bürger der 
Bundesrepublik Auswirkungen rechtlicher oder finanzieller 
Art. Es ist deshalb erforderlich, alsbald nach seinem In- 
krafttreten eine kostenlose Aufklärungsschrift an alle Haus- 
haltungen herauszugeben, die sowohl dem Mieter als auch 
dem Vermieter die wissenswerten Einzelheiten über das 
neue Miet- und Wohnrecht in übersichtlicher Darstellung 
vermittelt. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

| Die Kosten für die Herstellung und Verbreitung der Bro- 
schüre betragen rd. 1 100 000 DM. Die im Rechnungsjahr 1960 
für Veröffentlichungen des Ministeriums veranschlagten Mit- 
tel können wegen ihrer geringen Höhe zu dieser Sonder- 
maßnahme nicht herangezogen werden. Aus den im Haus- 
haltsplan 1959 für die Aufklärungsarbeit während der Vor- 
bereitung des Gesetzes zusätzlich veranschlagten Mitteln in 
Höhe von 850 000 DM steht noch ein Ausgaberest von 
500 000 DM zur Verfügung. Zur Deckung der Gesamtkosten 
der Aufklärungsschrift ist demnach noch ein überplanmäßi- 
ger Betrag von 600 000 DM erforderlich. 

Wegen der weitreichenden sozialpolitischen Bedeutung des 
genannten Gesetzes und der sich daraus ergebenden Not- 
wendigkeit einer umfassenden Aufklärung ist die zusätzliche 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 134. Sitzung am 29. September 1960 von der über- 
planmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 03 
108 


18 000,— 


30 000, — | Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz upd Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Durch die Versetzung von Angestellten nach Friedland in- 
folge der Verlegung des Jugendlagers Sandbostel haben 
18 Bedienstete einen Anspruch auf Trennungsentschädigung. 
Durch diese unabweisbare, bei Aufstellung des Haushalts 
1960 nicht voraussehbare Ausgabe reichen die veranschlag- 
ten Mittel nicht aus. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


Einzelplan 28 — Bundesminister für 


Angelegenheiten des Bundesrates und der Länder — 


28 

204” 


13 050,— 


21 000,— 


Unterhaltung der Gebäude 


Die Mittel sind für den Anschluß des Dienstgebäudes Kob- 
lenzer Straße 120 bis 122 an das Fernheiznetz der Stadt 
Bonn bestimmt. Die Hohe der Anschlußkosten war bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1960 nicht bekannt und 
konnte daher im Ansatz nicht berücksichtigt werden. 

Die Durchführung des Anschlusses im Rechnungsjahr 1960 
war aus technischen Gründen zwingend und konnte nicht bis 
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zum Rechnungsjahr 1961 zurückgestellt werden. Die Mehr- 
ausgabe war daher unabweisbar. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


32 09 
683" 


889 125,— 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


86 500 — 


Erstattung der Aufwendungen für die Ausgleichsforderungen 
der verlagerten Deutschen Pfandbriefanstalt an die Länder 


Nach dem Gesetz zur Überleitung der Beteiligung des ehe- 
maligen Landes Preußen am Grundkapital der Deutschen 
Pfandbriefanstalt auf den Bund vom 16. Februar 1954 (BGBl. 
I S. 439) erstattet der Bund den Ländern die von ihnen für 
die Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu leistenden 
Aufwendungen (Zinsen und etwaige Tilgungsraten) für die 
Ausgleichsforderungen der Deutschen Pfandbriefanstalt. 
Nach der Bestätigung der ersten und fünften Berichtigung 
der vorläufig abgeschlossenen Umstellungsrechnung haben 
sich die der Deutschen Pfandbriefanstalt gegen die Länder 
des Währungsgebietes zustehenden Ausgleichsforderungen 
um rd. 1 700 000 DM und damit auch die Zins- und Tilgungs- 
leistungen um 86 500 DM erhöht. Die Mehrausgabe war nicht 
vorherzusehen. Sie mußte daher überplanmäßig geleistet 
werden. Die Ausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 301. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte — 


35 07 
apl. 


5 092 788,34 


Stationierungskostenüberhang 

Die ausländischen Streitkräfte haben die in den Rechnungs- 
jahren 1955 und 1956 bei Kap. 35 05 des außerordentlichen 
Haushalts bereitgestellten Haushaltsmittel für die Statio- 
nierungskosten nicht in voller Höhe in Anspruch genommen. 
Der am Ende des Rechnungsjahres 1959 wider Erwarten noch 
verbliebene Haushaltsrest von 5 092 788,34 DM konnte ge- 
mäß § 30 Abs. 1 RHO nicht mehr in das Rechnungsjahr 1960 
übertragen werden; er mußte in der Rechnung 1959 in Ab- 
gang gestellt werden. 

Da die ausländischen Streitkräfte zu Recht Anspruch auf 
diese Restmittel erheben, war deren außerplanmäßige Be- 
reitstellung im Rechnungsjahr 1960 unabweisbar und unvor- 
hergesehen. 
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Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte ■ — 

Errichtung von Unterkünften für zivile Arbeitskräfte im 


iapl. 713 


minister der Finanzen zugelassenen Ausnahmefällen 


In den Vorjahren wurden für die im Dienste der ausländi- 
schen Streitkräfte stehenden zivilen Arbeitskräfte Unter- 
künfte errichtet. Die Ausgaben wurden bei Kap. 35 11 a 
Tit. 713 geleistet. Durch mehrere, nicht voraussehbare Ver- 
zögerungen konnten die Schlußabrechnungen über die im Be- 
reich der Oberfinanzdirektion Koblenz durchgeführten Bau- 
maßnahmen wider Erwarten nicht bis zum Jahresabschluß 
1959 erstellt werden, so daß die finanzielle Restabwicklung 
im Rechnungsjahr 1960 durchgeführt werden muß. Die Aus- 
gabe konnte bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1960 
nicht vorhergesehen werden. Da Haushaltsmittel für die 
Restabwicklung der Baumaßnahmen nicht veranschlagt wa- 
ren, muß die Ausgabe außerplanmäßig nachgewiesen wer- 
den. Die Ausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 35 11 a Tit. 711. 


36 07 
apl. 575 


36 09 
apl. 711 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


*) 300 000,— 


Zuwendungen an Länder und Gemeinden zur baulichen Ver- 
besserung unzureichender Kunstbauten, die im Zuge des 
Ausbaues nichtbundeseigener Straßenanschlüsse liegen 


Im Rahmen der zivilen Notstandsplanung ist der Ausbau der 
Straßenanschlüsse zu der Fähre Rhein-Dürkheim am Rhein 
unabweisbar notwendig. Dieser wichtige Ersatzübergang er- 
hält erst dann einen Verkehrswert, wenn die in seinem 
Zuge liegende unzureichende Brücke über die Weschnitz bei 
Wattenheim ausreichende Tragfähigkeit erhält. Die notwen- 
dige Verstärkung konnte erst im Zuge der baulichen Unter- 
| suchungen im Rechnungsjahr 1960 festgestellt werden. Die 
I Ausgabe war daher nicht vorherzusehen. 

I Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 572. 

i 

*) 199 000, — | Zuschüsse zur Instandsetzung der Zufahrtswege zu dem bun- 
deseigenen Versuchssprengplatz Ahrbrück 


| Zum Zwecke der praktischen Erprobung auf dem Gebiet des 
| baulichen Luftschutzes ist dem Bundesminister für Woh- 
; nungsbau ein in der Gemarkung Niederadenau Kreis Ahr- 
weiler gelegenes bundeseigenes Grundstück zur Nutzung 
j überlassen worden (Sprengplatz Ahrbrück). Zur Vorberei- 
j tung und Durchführung der vorgesehenen Versuche ist die 
Instandsetzung der gemeindeeigenen Zufahrtswege zu dem 
Sprengplatz unumgänglich notwendig. Da die beteiligten 
Gemeinden mangels eigenen Interesses sich nicht bereit ge- 
funden haben, zu den Instandsetzungskosten beizutragen, 
müssen diese im Rahmen von Zuschußverträgen mit den 
Gemeinden vom Bund getragen werden. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1960 nicht vorauszu- 
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noch Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


sehen. Mittel waren für diesen Zweck im Bundeshaushalt 
nicht ausgebracht. 

Die Ausgabe ist unabweisbar; sie kann nicht hinausgescho- 
ben werden, weil mit den Versuchen alsbald begonnen wer- 
den muß, um die dringend erforderlichen Grundlagen für die 
zu erfüllenden Aufgaben auf dem Gebiet des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes schaffen zu können. 

Einsparung bei Kap. 36 09 Tit. 575 b. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
31 ÖT 


3 075 000,— 


52 591,53 


Gewinnanteil der Svenska Tändsticks- Aktiebolaget, Jönkö- 
ping, Schweden, aus dem Zündwarenmonopol 


Nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 zweiter Unterabsatz ZündwMonG 
vom 29. Januar 1930 (RGBl. I S. 11) ist der Bund verpflich- 
tet, die Hälfte des Restes des Reingewinns der Deutschen 
Zündwaren-Monopol-Gesellschaft (DZMG) unverzüglich an 
die Svenska Tändsticks Aktiebolaget in Jönköping (früher 
in Stockholm) abzuführen. 

Der Rest des Reingewinns der DZMG hat im Geschäftsjahr 
1959 8 409 873,23 DM betragen. Hierin ist mit einem Be- 
trag von 104 690,17 DM der Gewinn aus dem Absatz der 
Zündwaren enthalten, die die Saarländische Zündholzfabrik 
GmbH in Saarlouis auf Grund ihrer Beteiligungsziffer und 
die Zündholzfabriken Groß-Einkaufs-Gesellschaft deutscher 
Konsumvereine Hamburg mbH hergestellt haben. Er fließt 
nach § 37 des Gesetzes über die Einführung des deutschen 
Rechts auf dem Gebiete der Steuern, Zölle und Finanzmono- 
pole im Saarland vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 339) aus- 
schließlich dem Bund zu. Von dem verbleibenden Betrag von 
8 305 183,06 DM ist die Hälfte, d. s. 4 152 591,53 DM, als Ge- 
winnanteil der Svenska Tändsticks Aktiebolaget in Jön- 
köping abzuführen. 

An Haushaltsmitteln stehen dafür nach Zustimmung gemäß 
§ 2 Abs. 3 Haushaltsgesetz 1960 4 100 000 DM zur Verfü- 
gung. Der Mehrbetrag von 52 591,53 DM mußte überplan- 
mäßig bereitgestellt werden. Die Mehrausgabe war unab- 
weisbar, da es sich um die Erfüllung rechtlicher Verpflich- 
tungen handelte. 

Die Mehrausgabe ist durch entsprechende Mehreinnahmen 
bei Kap. 60 01 St 20 gedeckt. 
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noch Einzelplan 60 


*) 51 159 360, — - 


Begründung 


— • Allgemeine Finanzverwaltung — 

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Grund- 
kapital der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) 

Die Mittel für die Zahlung der 1. Rate an die IDA konnten 
im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1960 nicht veran- 
schlagt werden, da zur Zeit der Aufstellung des Entwurfs 
des Haushaltsplans die Frage des Beitritts der Bundesrepu- 
blik noch nicht abschließend geklärt war. Bei der Beitrags- 
zahlung handelt es sich um eine rechtliche Verpflichtung. Die 
Ausgabe mußte daher außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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